
die andere wesensmäßig mıiıt Aggressionen und Krıeg. Alle, die und der Verweigerung des Kriegsdienstes mMi1It der Wafte samt-
ZU Beispiel den totalıtären Marxısmus ablehnen, werden als ıche Regeln der Gewissensbildung eachten haben, W 1€e
Friedensstörer hingestellt, auch wWenn S1e Gewaltanwendung auch ihre Pflicht 1St. Sıe kannn nıcht dulden, da{ß sich
überhaupt nıcht denken, während diese Marxısten behaupten, Gruppen VO:  3 Menschen aufgrund polıtischer Agıtatıon NOTI -
auch annn noch dem Frieden dienen, WwWenn S1e andere mierter Sprachregelung bedienen, angeblich persönliche Ge-
ökonomische und politische Systeme Gewalrt anwenden. Wissensnot Ööftentlich anerkannt bekommen. Vor allem ber

mu{ß sıch jeder, der 1m Auftrag oder Namen der Kırche als
Schutz der Vertassung ist Dienst Frieden Berater tätıg 1St, darüber 1m klaren se1n, daifß das Gewissen

eınes Menschen, der Kriterien für ine eigene Entscheidung sucht,
Da uUuNserIe Verfassungsordnung ıne grundlegende Vorausset- nıcht 1n der eıinen der anderen Richtung indoktrinieren darft
ZUN des ınneren Friedens 1st und aulserdem wichtige Beıträge Daraus folgt die Verpflichtung, persönliche Überzeugungen Sanz
ZU)| Frieden ZWI1S  en den Völkern leistet, 1St auch ıhr Schutz hınter das Bemühen objektive Inftormation für den Rat-

innere und zußere Gewalrt eın notwendiger und wichtiger suchenden zurücktreten lassen.
Diıenst Frieden. Wıe jeder Staatsbürger 1m Interesse des
Friedens die Verfassung achten mudß, ISt Aus dem leichen
Grund verpflichtet, sıie azußere Gewalt S1'  e  ern und
notfalls verteldigen. Von dieser allgemeinen moralischen und Die egenerklärung des Bundes
gesetzlichen Pflicht wırd ıne Ausnahme für denjenigen gemacht,
der Aaus Gewissensgründen sich verpflichtet fühlt, den Kriegs- der eutschen Katholischen
dienst mMIit der Wafte verweıgern. Von ıhm mu{fß aber, schon Jugenddes Prinzıps der Gleichheit aller Staatsbürger VOLT dem Ge-
setrz willen, eın Ersatzdienst gefordert werden, der einen VWert
tür die Gemeinschaft besitzt. Dabei darf nıcht 1n Vergessenheit Zu den bisher nachdrücklichsten Kritikern der Erklärung des

politischen Beirats des ZdK gehört der BDKJ Sein Bundes-geraten, da{fß NSere Verfassung iıne möglıche Diıspens edıglich vorstand hat bereits zayeımal. dazu Stellung dasVO Kriegsdienst miıt der Waffe vorsieht, N1! ber VO:

Kriegsdienst hne affte und VO Wehrdienst. Ysie Mal in einer knappen Reaktion an Junıt, das zayeıte
Mal ausführlicher Juli Wr drucken diese zayeıte Stel-
[ungnahme als Gegenposition hier ab Dıiıese StellungnahmeWehrdienstverweigerung gesetzlıch garantıerte Aus- eckt sıch übrigens ın der Substanz mıiıt einer Erklärung der

nahme, ıcht politische Alternative dem BDKJ angeschlossenen Katholischen Arbeitsgemeinschafl für
Kriegsdienstverweigerung un 71ıvilen Ersatzdienst Es

Demgegenüber WITr:| 1n der heutigen Praxıs die Bestimmung des Fällt auf, daß der BDK}J dıie Interpretation des Art. 4) Abs 3)
Art Abs allgemein aut den Wehrdienst überhaupt be- des durch den politischen Beirat ar entschieden ablehnt,
n. Darüber hınaus WIr die Verweigerung des Wehrdienstes die Ablehnung ber nıcht begründet. Dıes muß zuohl als Hın-
häufig nıcht mehr als Dıspens VOomNn eıner gyesetzlichen Verpflich- WeLSs werden, daß die Posı:tion des Beirates ın diesem
Lung betrachtet, sondern als politische Alternative hingestellt, Punkt verfassungsrechtlich starker ist, als dıe Kritiker PINZU-
die nıcht 11U!X gleichberechtigt, sondern Aaus sittlichen Grün- raumen vermogen.
den vorzuziehen sel1. Gestützt auf die sachlich ftalsche Alterna-
tive „Kriegsdienst der Friedensdienst“ wıird teilweise die Legı1- Der BDK]J hat auf seiner Hauptversammlung 1969 eiıne
timıtät des Wehrdienstes 1n Frage gestellt, Ja wird diıe Kriegs- Erklärung verabschiedet, die sıch MIt den Dıiıensten tür den
dienstverweigerung erklärtermaßen als strategısches Mittel der Frieden beschäftigt. Ausgehend VO!]  - der grundgesetzlichen Rege-
revolutionären Umgestaltung unNnseTrTer freiheitlich-demokrati- lung, nach der die Verweigerung des Kriegsdienstes mıiıt der
schen Grundordnung propagıert und eingesetzt. Eın solches Ziel afte eın Grundrecht 1ın der Bundesrepublik Deutschland Ist;
1St 1ın sıch selbst friedensfeindlich. Darüber hinaus stellt einen und ausgehend VO!  - eiınem dynamischen Friedensbegrift, wurde

tormuliert: „Der Diıenst MITt Waften 1mM Rahmen der Streit-Mißbrauch des Artikels 43 Abs dar, ine Ausnahmerege-
lung, welche die Verfassung 1mM Hiıinblick auf iındividuelle (Se- kräfte dient der Erhaltung und Sıcherung des Friedens. Der
wissensgründe gewährt, dazu benutzen, die Entschei- Diıenst ohne Waften dient dem Ausbau und der Ausbreitung
dung uNsetres Volkes, seiıne Freiheit notfalls verteidigen, eine des Friedens. Beide 1enste bedingen einander.“
allgemeine politische Alternative entwi  eln un!: Da- Dıie Erklärung des Beirates für politische Fragen des Zentral-gieren. Im Gegensatz allen Bemühungen U1 persönliche Ge- komitees der deutschen Katholiken bleibt hinter dieser Aussagewissensbildung $ührt die organısıerte Werbung für Kriegsdienst- zurück. Die Interpretation des Verfassungsrechtes auf Kriegs-verweigerung als politische Alternative VO':  3 einer sachgerechten dienstverweigerung als gesetzlıch garantıerte Ausnahme undGewissensbildung aAb und äuft darauf hinaus, die auf allzge- die Tendenz der Abwertung aller Kriegsdienstverweigerer wirdmeınem OnNnsens eruhende Ordnung durch Verpolitisierung VO] Bundesvorstand des BDK J abgelehnt. Der BDK ]J erkennteines Gewissensvorbehaltes aufzulösen. grundsätzlıch die friedensstiftende Funktion der Verfassung

der Bundesrepublik Deutschland und verwelst darauf,
Umttassende Gewissénsberatung durch die Kiırche diejenigen, dıe das 1mM Grundgesetz verankerte Recht der Kriegs-

dienstverweigerung 1n Anspruch nehmen, auch bereit seın mUus-
In der Frage des Wehrdienstes und der Verweigerung des SCIl, die freiheitliche und demokratische Grundordnung unseTre>s

Kriegsdienstes mMi1t der Wafte kannn sich die Kırche nıcht darauf Staates achten und fu I5 diese nach Kräften einzutreten.
eschränken, NUr diejenigen beraten, dıe 1ne Verweigerung
des Wehrdienstes erwagen. Vielmehr mu{fß S1e den Gewissen auf
der SaNnzZCH Breıte des Problembereiches Hılfe zuteı1l werden Gewissensprüfung auch für Wehrpflichtige
lassen: VO] der Ablehnung des Kriegsdienstes MI1t der Wafte bıs Die Erklärung des politischen Beıirats xibt keine befriedi-
ZUuUr Begründung der sittlichen Forderung, eıne dem Frieden die-
nende Verfassungsordnung Bedrohung durch außere Ge- gende NtWOrt auf iıhren ersten wichtigen atz VO!I! „geschärf-

ten Bewußfistsein tür dıe katastrophalen Folgen“ heutiger Krıege.Walt verteidigen. Es wirkt autf die Dauer ırreführend, wenn Die Vertasser eschränken sich auf eine Rechtfertigung deskirchliche Beratungsstellen schon 1n ıhrer Bezeichnung den Fın- Wehrdienstes. Nach unNnserer Auffassung IST das Problem aufdruck erwecken, daflß der Wehrpflichtige hier NUur dem dem Hıntergrund bedenken „Was mu{ß geschehenGesichtspunkt der Verweigerung Hılte finden könnte. mal VO  3 der Kırche Friıeden möglıcher machen?“
In Seelsorge, Unterricht, Jugendarbeit und Einzelberatung WIr: Eıne solche Frage kann Ina  $ nıcht alleiın MItT dem Hınvweıils auf
die Kırche bei der Behandlung VO':!  - Fragen des Wehrdienstes die Notwendigkeit des Wehrdienstes beantworten. Insofern 1St
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die Erklärung grundsätzlich CNS angelegt, daß n Die Erklärung aßt außer dem Hınvweıis auf kontrollierte
ıhrer Eıinseitigkeit der positıve Friedenswille der Kirche nıcht Abrüstung jede Perspektive 1n diıe Zukunft vermissen. In der
erkennbar wird Epoche der „Entspannungspolitik“ und 1n der eıt der Vor-

bereitung der „Konferenz fur Sicherheit und ZusammenarbeitEs 1St Pflicht, den Jungen Menschen 1n ıhrer Gewissensfrage 1n Europa” ‚  ware tür den Beırat eine ohnende Aufgabebeizustehen, ob s1e den Wehrdienst eisten oder verweigern
wollen. Nachdem die Kıirche ın der BR  C sich endlich dazu SCWESCH, seine Vorstellungen P Frieden und Sicherheit auf

durchgerungen hat, Beratungsstellen für Kriegsdienstverwe1ge- diesem Kontinent entwickeln.
rTer einzurichten (wobei VO  - eınem Ausbau 1in en Diıözesen Methoden gewaltloser Konfliktaustragung konkretisierenüberhaupt noch nıcht die ede sein kann), 1St. 6S dringend NOL-

wendig, mehr als bısher VO!]  —>; den Wehrpflichtigen ıne Gew1s- Das gewaltlose Engagement für die Verbesserung der Gesell-
sensprüfung ordern. Insotern 1St der Forderung des politi- chaft hätte eine ausführlichere Darstellung verdient. Das christ-
schen Beırats nach umtassender Gewissensberatung durch die iche Prinzıp der Gewaltlosigkeit bedarf ımmer noch der kon-
Kırche voll zuzustiımmen. kreten inhaltliıchen Füllung für die politische Sıtuation der

Wenn „der Friede nıcht einfach Nicht-Krieg 1St (Pastoral- Bundesrepublık Deutschland. Das IL Vatikanısche Konzıil Tu
konstitution, Nr. 78), Wenn der Friede sıch nıcht „auf das alle Christen auf, „sich miıt allen wahrhaft triedliebenden Men-
Gleichgewicht entgegengesetizer Kräfte zurückführen lißt“ schen zusammenzufınden, den Frieden erflehen und

sichern“ (Pastoralkonstitution, Nr. 78) Zum Verzicht auf(Pastoralkonstitution, Nr. 78), WenNnn „der Friede nıemals end-
gültiger Besıitz 1St, sondern ımmerwährende Aufgabe“ (Pastoral- Gewaltanwendung und ZUr Kriegsdienstverweigerung Sagt
konstitution, Nr. 78), dann tormuliert das 11 Vatikanısche „Aus dieser Einstellung heraus können WIr denjenıgen NSCIC

Konzıil einen dynamischen Friedensbegrift, der 1n der Erklärung Anerkennung nıcht T}  > die ZUr Durchsetzung VO!  - Rech-
ten autf Gewaltanwendung verzichten und Mitteln der Ver-des politischen Beıirats des ZdK nıcht übernommen wiırd. Das

I1 Vatikanische Konzil hat eıne Hoffnung bezeugt, nach der teidigung Zuflucht nehmen, die 1mM übrigen auch den Schwäche-
sıch der Mensch VO]  3 der nechtschaft des Krıeges befreien und ren ZUr. Verfügung stehen. Nur muß das ohne Verletzung VO!  3

Konflikte 1n humaner Weiıse auSstragen kann. Dıie Kıiırche findet Rechten und Pflichten anderer oder der Gemeinschaft CN-
über möglıch seiın“ (Pastoralkonstitution, Nr. 78)sıch ZU posıtıven Friedensbeitrag bereit und ordert die Men-

schen auf, gerade auf dıese Weıse ZUr Sicherung des Friedens Der Satz  .  ° „Wer die Gewalt verabscheut und den Frieden
beizutragen. Auch 1n der Kirche werden mehr und mehr Zweı-
fel laut, ob die Bedingungen eines „gerechten Krieges“ über- will, muß Methoden ausarbeiten und ihnen ZUr allgemeinen

Anerkennung verhelfen, die 1ne gewaltlose Austragung VO!]  3
haupt noch rfüllt werden können. Konflikten möglıich machen“, hätte durch einen Hınvweıs erganzt

werden mussen, da{ß der Staat und die gesellschaftlichen Grup-Friedenssi:rategie eın Friedenskonzept pcCn (auch die Kirche) sıch eıner solchen Verpflichtung nıcht

Dıiıe Kirche hat gerade 1n den etrtzten Jahren viele wichtige
länger entziehen können.

Ansätze einer posıtıven Friedensstrategie entwickelt (IL Vat Unzulässige Irennung ethischer und politischer Gründe
Konzil;, Pacem 1n terrIiS, Populorum progressi0 u. a.) Leider
wurden diese nıcht eiınem Friedenskonzept weitergeführt. In Der politische Beirat nn einıge politische Gründe tür
eiınem solchen Friedenskonzept waäare auch die Funktion des den Wehrdienst, während bei den Kriegsdienstverweigerern
Soldaten tormulıieren. Im Konzept der Sicherheit der BRD ausschliefßlich „Gewissensgründe“ gelten aßt. Es wırd ımmer
nach ınnen und außen hat seıine klar umschriebene Auf- unmöglıch se1n, Gewissensgründe un politische Gründe klar
gvabe. Dıie Erklärung des 7ZdK-Beirates führt weder die nsatze voneinander tirennen. Politische Gründe können zugleich
einer Friedensstrategie einem Friedenskonzept weıter noch Gewissensgründe seın und umgekehrt. Sowohl Wehrdienst- als
beschreibt Ss1e dafür dıe Funktion des Oldaten. Sıe 1jefert ledig- auch Kriegsdienstverweigerung mussen darum politisch und
lich ıne einseitige_ Begründung des Wehrdienstes. ethisch begründet werden.

Der Länderbericht

TIMNU und Anarchie
ZUT politischen, wirtschaftlichen und rchlichen atlon oLlLLV1IENS

Putschgerüchte 1N den etzten Monaten, die sıch annn als Eıine Geschichte voller Gewalttaten
vertruüht erwıesen, enkten das öffentliche Interesse wl1e-
der auf dieses Land, das miıt bisher 187 Revolutionen Bolıvien, das rühere Ober-Peru, wurde 1532 als Teil des

Inka-Reichs durch ıne Gruppe VO  3 S$panıern un demoder Milıtärputschen den Rekord in Lateinamerika halt
un: dessen Wirtschaft die VO  ; allen Ländern des Sub- Befehl VO  ; Francısco 1zarro erobert. Politisch lag ber-
kontinents wen1gsten entwickelte 1St. Bolıvien, das auf- eru innerhal der Audiencıa de Charcas, die einen Teıil
grund seiner Bodenschätze eın potentiell reiches Land ist, des Vizekönigreichs eru bıldete; 1776 wurde Charcas
hat MIt 126 bis 150 Dollar 1mM Jahr das niıedrigste dem neueingerichteten Vizekönigreich Rıo de La Plata
Brutto-Pro-Kopf-Einkommen den Ländern Lateıin- angegliedert. Nach den Unabhängigkeitskämpfen Be-
amerıkas. Dıie notorische Unstabilität des Staatswesens yinn des Jahrhunderts erklärte das Land der
und die gegenwärtige wirtschaftliche Sıtuation ın Bolivien Führung VO:  $ General Antonıo Jose de Sucre Alcala
sınd 1n erster Linıe aut die desintegrierte Gesellschaft un 18725 seine Unabhängigkeıt. Den Namen un auch
das Fortwirken einer kolonialistisch gepragten ıberischen die Verfassung erhielt VO  3 seinem großen Be-
Tradition zurückzuführen. freier, Sımon Bolivar, der der Präsident Boliviens
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